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Drucksache 1547 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Januar 1960 

6 — 60003 — 3952/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Durchfüh- 
rung laufender Statistiken im Handwerk 
sowie im Gaststätten- und Beherbergungs- 
gewerbe (HwGStatG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 210, Sitzung am 23. Oktober 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonnar Universitäts-Budidruckerci, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Durchführung laufender Statistiken im Handwerk 
sowie im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe (HwGStatG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 
sen: 

§ 1 

über die Geschäftstätigkeit und den Wirtsdiafts- 
ablauf im Handwerk und im Gaststätten- und Be- 
herbergungsgewerbe werden laufende Repräsen- 
tativ-Erhebungen als Bundesstatistik durchgeführt. 
Die Erhebungen umfassen 

1. eine Umsatz-Schnellstatistik in wichtigen 
Zweigen des Handwerks (Handwerksstatistik), 

2. eine Umsatz-Schnellstatistik im Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbe (Gaststättensta- 
tistik). 

§ 2 

(1) Die Handwerksstatistik (§ 1 Nr. 1) erfaßt 

1. monatlich 

den Umsatz sowie die Zahl der Beschäf- 
tigten, 

2. alle vier Jahre — erstmals im Jahre 1961 
für das Erheb ungsjahr 1960 — 

die Wareneingänge und die Warenvorräte. 

(2) Auskunftspfliditig sind die nach § 6 des Ge- 
setzes zur Ordnung des Handwerks (Handwerks- 
ordnung) vom 17. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 


S. 1411) in der Handwerksrolle eingetragenen Be- 
I triebe. 

(3) Die Handwerksstatistik wird bei höchstens 
35 000 der in Absatz 2 bezeichneten Betriebe durch- 
geführt. 

§ 3 

(1) Die Gaststättenstatistik (§ 1 Nr. 2) erfaßt mo- 
natlich den Umsatz sowie die Zahl der Beschäftig- 
ten. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Unternehmen des 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes. Bei Un- 
ternehmen mit mehreren Niederlassungen sind auch 
die einzelnen Niederlassungen auskunftspfliditig. 

(3) Die Gaststättenstatistik wird bei höchstens 
15 000 der in Absatz 2 bezeichneten Unternehmen 
durchgeführt. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


1. Notwendigkeit und Bedeutung der Bericht- 
erstattung im Rahmen der Wirtsdiaftsstatistik 

Bei den Wirtschaftsbereichen der Industrie, des 
Groß- und Einzelhandels werden bereits seit ge- 
raumer Zeit für die kurzfristige Beobachtung der 
strukturellen, konjunkturellen und saisonalen 
‘Entwicklung gesetzlich angeordnete Stastiken 
durchgeführt. Für das vornehmlich mittelständisch 
strukturierte Handwerk und Gaststätten- und Be- 
herbergungsgewerbe dagegen fehlt es an entspre- 
chenden statistischen Unterlagen völlig, obwohl 
beide Bereiche nahezu 1 Million Betriebe zählen, 
die jährlich über 70 Milliarden DM umsetzen. 

Im Handwerk wurden in den Jahren 1949 und 
1956 Zählungen durchgeführt, die alle Handwerks- 
betriebe erfaßten und einen tiefgegliederten Ein- 
blick in die langfristigen Entwicklungstendenzen 
ermöglichten. In der dynamischen Wirtschaft er- 
geben sich jedoch ständig Veränderungen erheb- 


lichen Umfanges, auf deren Beobachtung nicht ver- 
zichtet werden kann, wenn die sich vollziehenden 
Umschichtungen mit ihren wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Rückwirkungen möglichst frühzeitig 
erkannt werden sollen. Im Gegensatz zu den umfang- 
reichen Frageprogrammen der Zählungen genügt für 
die kurzfristige Orientierung eine repräsentative 
und damit kostensparende Erfassung von ausge- 
wählten Handwerksbetrieben. Der Zentralverband 
des Deutschen Handwerks hat bereits im Laufe der 
letzten 10 Jahre freiwillige Befragungen in einigen 
Bundesländern durchgeführt. Es gelang aber nicht, 
in allen Ländern eine für Bundeszwecke ausrei- 
chende Statistik zu entwickeln, wenn auch für ein- 
zelne regionale Gebiete Ergebnisse von allgemein 
anerkanntem Werte erzielt wurden. Unter dem 
Gesichtspunkt der zunehmenden Bedeutung von 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf dem Ge- 
biete der mittelständischen Bereiche wird eine 
amtlich erhobene und durchgeführte Handwerks- 
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berichterstattung dringlich, die sich jedoch auf die- 
jenigen Zweige beschränken soll, die in stärkerem 
Maße konjunkturellen und saisonalen Einflüssen 
unterliegen oder wegen ihrer Bedeutung oder we- 
gen ihrer Strukturveränderungen sorgfältig be- 
obachtet werden müssen. Die Handwerksbericht- 
erstattung hat eine monatliche Beobachtung der 
Entwicklung von Umsatz und Beschäftigung dieser 
Handwerkszweige zum Hauptgegenstand. Darüber 
hinaus ist vorgesehen, in Abständen von 4 Jahren 
den Wareneingang und die Warenbestände zu er- 
fassen. Für die Ermittlung des Beitrages des ge- 
samten Handwerks zum Sozialprodukt ist eine fach- 
liche Gliederung nach Handwerkszweigen erforder- 
lich, um zwischen den Kostenstrukturerhebungen 
Anhaltspunkte für eine Schätzung des Materialver- 
brauchs und der Gesamtvorräte des Handwerks zu 
gewinnen. Für die repräsentative Erfassung des ge- 
samten Handwerks mit rd. 750 ÜÜO Betrieben wird 
eine Stichproben-Auswahl von höchstens 35 000 Be- 
trieben der verschiedenen Größenklassen ausrei- 
chen, um die Entwicklung des Handwerks in regio- 
naler und fachlicher Gliederung darstellen zu kön- 
nen. 

Ebenso wie im Handwerk fehlt es auch im Gast- 
stätten- und Beherbergungsgewerbe an jeglichem 
amtlichen statistischen Material, das kurzfristige 
Analysen auf diesem Gebiete zuläßt. Das Gaststät- 
ten- und Beherbergungsgewerbe erfuhr im letzten 
Jahrzehnt beachtliche Wandlungen. Auf Kosten des 
Warenverkehrs sind die Dienstleistungen in den 
Vordergrund getreten, bei denen vornehmlich die 
Leistungen für den Reiseverkehr von Jahr zu Jahr 
zugenommen haben, die ihren Niederschlag in den 
Umsätzen der Gaststätten und Hotels fanden. Die 
vorgesehene Statistik soll somit einen Indikator 
liefern, der die in jüngster Zeit zunehmende Ver- 
lagerung des Verbrauchs auf Grund der Verände- 
rung von Beschäftigung und Umsatz im Gaststät- 
ten- und Beherbergungsgewerbe anzeigen würde, 
zumal die statistischen Unterlagen über die Ver- 
wendung der Einkommen kurzfristig wenig Auf- 
schluß über diese Tendenzen geben. Die in der 
Fremdenverkehrsstatistik nachgewiesenen Beher- 
bergungen reichen für die Darlegung dieses Sach- 
verhalts nicht aus. Die Berichtspflicht für mittels 
Stichprobe ausgewählte 15 000 von insgesamt 


165 000 Unternehmen des Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbes dürfte sicherstellen, daß auch ein 
zureichender Repräsentationsgrad für die Ergeb- 
nisse nach Ländern sichergestellt ist. 


11. Kostenberechnung 

Die Durchführung des o. g, Gesetzes wird nach den 
Schätzungen der Statistischen Landesämter und des 
Statistischen Bundesamtes folgende neue Kosten 
erfordern: 


A. Handwerksstatistik (§ 1 Nr. 1) 






davon 




ins- 

gesamt 

persön- 

liche 

säch- 

liche 



1 

DM 

Kosten 

DM 

! Kosten 
DM 

1, 

Kosten 

der Statisti- 





sehen 

Landesämter 

566 000 

395 000 

171 000 

2. 

Kosten 

des Statisti- 





sehen 

Bundesamtes 

65 000 

32 000 

33 000 

3. 

insgesamt .... 

631 000 

427 000 

204 000 


Lediglich im 1. Anlauf jahr der Statistik würden sich 
die Kosten der Statistischen Landesämter um ins- 
gesamt rd. 65 000 DM erhöhen. 


B. Gaststättenstatistik (§ 1 Nr. 2) 


davon 



ins- 

persön- ; 

säch- 


gesamt 

liehe 

liehe 

j 

DM ! 

Kosten : 

Kosten 

! 

DM 

DM 

Kosten der Statistischen 
Landesämter .... 

140 000 

100 000 

40 000 


Beim Statistischen Bundesamt werden zusätzliche 
Haushaltsmittel nicht benötigt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Berlin, den 23. Oktober 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 2. Oktober 1959 — 6 - 60003 - 
3952/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 210. Sitzung am 23. Oktober 1959 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Durchfüh- 
rung laufender Statistiken im Handwerk 
sowie im Gaststätten- und Beherbergungs- 
gewerbe (HwGStatG) 


wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Kaisen 
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Anlage 


Stellungnahme des Bundesrates 

1 . § 2 

a) In Absatz 1 Nr. 1 ist das Wort „monatlich" 
durch das Wort „vierteljährlich" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Notwendigkeit der Einifüihrung einer 
Handwerksberichterstattung wird unter dem 
Gesichtspunkt der zunehmenden Bedeutung 
van wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf 
dem Gebiete der mittelständischen Wirt- 
schaft anerkannt. Es erscheint jedoch aus- 
reichend, den Umsatz und die Zahl der Be- 
schäftigten im Handwerk vierteljährlich zu 
erfassen, weil die Aussagekraft der Statistik 
dadurch nicht geschmälert wird und die 
Kasten gegenüber der vorgesehenen monat- 
lichen Berichterstattung dadurch wesentlich 
gesenkt werden können. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 sind die angegebenen 
Jahreszahlen „1961" und „I960" durch die 
Jahreszahlen „1962" und „1961" zu ersetzen. 

Begründung 

Mit Rücksicht auf die große Zahl der für das 
Jahr 1961 festgelegten statistischen Erhebun- 
gen und die Beanspruchung der damit be- 
faßten Stellen erscheint es angezeigt, den 
Erhebungszeitraum zu verschieben. 


2. § 3 

In Absatz 1 ist das Wort „monatlich" durch das 
Wort „vierteljährlich" zu ersetzen. 

B e g r ü n d u n g 

Auch bei der Gaststättenstatistik dürfte es ge- 
nügen, den Umsatz und die Zahl der Beschäf- 
tigten vierteljährlich zu erfassen. Auf Satz 2 der 
unter 1. a) gegebenen Begründung wird ver- 
wiesen. 


5 



Drucksache 1547 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zu 1. a) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates, die Statistik nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 vierteljährlich statt monatlich durchzu- 
führen, und zwar aus folgenden Gründen: 

Die Periodizität einer Statistik bestimmt weitgehend 
ihren Charakter und ihre Verwendbarkeit. Mit der 
Handwerksberichterstattung verfolgt die Bundes- 
regierung den Zweck, in gleicher Weise wie mit 
den schon seit langer Zeit im Bereich der Indu- 
strie, im Groß- und Einzelhandel und in der Bau- 
wirtschaft (Rohhoch- und Tiefbau) in monatlicher 
Periodizität geführten Umsatzstatistiken, auch für 
die Handwerkswirtschaft eine entsprechende sta- 
tistische Schnellunterrichtung über den Wirtschafts- 
ablauf zu schaffen, als Unterlage für die Beurteilung 
der konjunkturellen und saisonalen Entwicklung 
und zur Verwertung in den monatlichen Lageberich- 
ten des Bundesministers für Wirtschaft. Diesem Er- 
fordernis kann nur eine in monatlicher Perodizität 
geführte Statistik gerecht werden. Bei nur viertel- 
jährlicher Periodizität wäre diese Statistik nicht im 
Stande, zeitnahe Unterlagen zu liefern und die kurz- 
fristigen Schwankungen des konjunkturellen und 
siaisonalen Wirtschaftsablaufs sichtbar zu machen; 
die dabei erzielbare Kostenersparnis würde daher 
ausschließlich zu Lasten des Erkenntniswertes der 
statistischen Ergebnisse gehen. 

2 . Zu 1. b) 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates mit Rücksicht auf die ge- 


' gebene Begründung keine ausdrücklichen Einwen- 
dungen. Sie macht aber darauf aufmerksam, daß 
nach der Regierungsvorlage der Erhebungszyklus 
I deswegen mit dem Jahre 1960 beginnen soll, weil 
! die Statistik in dieser Zeitfolge mit dem Erhebungs- 
' Zyklus der Kostenstrukturstatistik im Handwerk 
(vgl. Gesetz über Kostenstruktur Statistik vom 
12. Mai 1959 — BGBl. I S. 245) zeitlich abgestimmt 
ist. Eine Verschiebung um ein Jahr würde diesen 
Zyklus stören. Falls dem Änderungsantrag des 
: Bundesrates entsprochen wird, regt die Bundes- 
j regierung daher an, § 2 Abs. 1 Nr. 2 durch folgende 
neue Fassung zu ersetzen: 

I „2. in den Jahren 1962 und 1965 für die Erhebungs- 
jahre 1961 und 1964, in der Folge in Zeitab- 
ständen von 4 Jahren, 

die Wareneingänge und die Warenvorräte." 


3. Zu 2. 

Die Bunde, sregierung widerspricht dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates aus den gleichen Grün- 
den, wie sie schon zu Punkt 1. a) ausgeführt wur- 
den. Diese Gründe gelten im Falle der Gaststätten- 
berichterstattung in noch erhöhtem Maße, da in 
diesem Bereich starke monatliche Saisonschwan- 
kungen b ran chen typisch sind, deren Kenntniis bei 
der zunehmenden Verlagerung des Konsums auf 
Dienstleistungsbereiche für die Konjunkturbeobach- 
tung von entscheidender Bedeutung ist. 
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